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Erwerbspersonenpanel der Hans-Böckler-Stiftung 
Nach vier Jahren multipler Krisen: Deutsche Gesellschaft 
„verunsichert, aber nicht erschüttert“, ergibt Befragung   
 
Nach knapp vier Jahren Krisensituation sind Erfahrungen und 
Stimmungen unter den Erwerbspersonen in Deutschland stark gemischt, 
zeigt die aktuelle Welle der Erwerbspersonenbefragung der Hans-
Böckler-Stiftung vom November 2023: Mehr als ein Viertel der befragten 
Erwerbstätigen und Arbeitssuchenden berichtete von starken finanziellen 
Belastungen. 60 Prozent aller Befragten äußerten geringes oder gar kein 
Vertrauen in die Bundesregierung. Bei einer relevanten Gruppe besteht 
ein erheblicher Zuspruch zu antidemokratischen Kräften. Andererseits 
zeigten sich aber auch Stabilisierungstendenzen beim Vertrauen in 
andere staatliche und gesellschaftliche Institutionen und oft eine etwas 
günstigere Einschätzung der eigenen Gesamtsituation als während der 
Corona-Krise und kurz nach dem russischen Überfall auf die Ukraine.  
 
Der vertiefte Blick auf in der Befragung geäußerte negative Weltsichten 
zeigt, dass sie sich bei einem Teil der Befragten zu verfestigen und ein 
Stück weit zu verselbständigen scheinen. Das ergibt sich beim Vergleich 
von Personen in vergleichbarer wirtschaftlicher Lage, differenziert nach 
politischen Präferenzen: Während AfD-Wähler*innen eine besonders 
ausgeprägte Verunsicherung und starke Sorgen zu Protokoll geben, 
äußern sich Wähler*innen anderer Parteien auch bei ähnlicher finanzieller 
Situation im Mittel deutlich seltener besorgt. Sehr groß sind auch die 
Unterschiede bei der Haltung zu Menschen, die vor dem Ukraine-Krieg 
geflohen sind: Im November 2023 gaben beispielsweise lediglich 42 
Prozent der Befragten mit Präferenz für die AfD an, das Schicksal der 
Geflüchteten bewege sie. Unter den Befragten, die andere Parteien 
wählen wollen, äußerten hingegen 79 Prozent Mitgefühl.              
 
„Die aktuelle Erhebung der Erwerbspersonenbefragung zeigt eine von 
multiplen Krisen verunsicherte, aber nicht erschütterte Gesellschaft“, fasst 
Prof. Dr. Bettina Kohlrausch, die wissenschaftliche Direktorin des 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts (WSI) der Hans-
Böckler-Stiftung das Bild zusammen. Die Soziologin wertet die 
Wiederholungsbefragung, die sich seit Frühjahr 2020 im Abstand von vier 
bis sechs Monaten an dasselbe Panel aus aktuell rund 5.200 
Erwerbstätigen und Arbeitssuchenden richtet, zusammen mit den WSI-
Forschern Dr. Andreas Hövermann und Dr. Helge Emmler aus.  
 
– Es gelingt der AfD, krisenbedingte Unsicherheiten und 
Belastungen zu mobilisieren und zu verstärken – 
 
Die beobachtete Verunsicherung resultiere aus den großen finanziellen 
Belastungen durch die hohe Inflation 2022/2023, die vor allem die 
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unteren Einkommensgruppen stark getroffen haben – auch wenn die 
Teuerungsrate mittlerweile deutlich gesunken ist, analysiert Kohlrausch. 
Aus diesen Belastungen und den Sorgen, die damit einhergehen, speise 
sich auch zu einem beträchtlichen Teil das nur noch geringe Vertrauen in 
die Bundesregierung und die Zustimmung zur AfD, die unter 
Erwerbspersonen zwischen den Befragungswellen im Juli und November 
2023 erneut gestiegen war (Details und Zahlen zu allen Befunden unten). 
Mögliche Veränderungen, die sich mit den Berichten des Recherche-
Netzwerks Correctiv und den großen Demonstrationen zum Schutz der 
Demokratie ab Januar 2024 ergeben haben, sind in den Daten nicht 
erfasst.   
 
Gleichzeitig sei es sehr wichtig, jenseits dieser generellen 
Zusammenhänge auf signifikante Unterschiede individueller 
Krisenreaktionen zu schauen, betont WSI-Experte Andreas Hövermann: 
„Unabhängig von ihrer tatsächlichen finanziellen Situation fühlen sich 
AfD-Wähler*innen durch die aktuellen Krisen stärker betroffen und 
verunsichert als die Wähler*innen anderer Parteien. Ganz offensichtlich 
gelingt es der AfD besonders gut, krisenbedingte Unsicherheiten und 
Belastungen zu mobilisieren und zu verstärken. Dies ist ein 
beunruhigender Befund, weil ein derartiges Erstarken anti-demokratischer 
Kräfte eine ernsthafte Bedrohung für unsere demokratische 
Gesellschaftsordnung darstellt.“ 
 
– Debatten um Rückzug des Staates, etwa im Sozialen, sind 
kontraproduktiv – 
 
Gleichwohl zeige sich in den Befragungsergebnissen aber auch, dass 
sich das Vertrauen in andere staatliche und gesellschaftliche Institutionen 
bei vielen Menschen stabilisiert hat, ebenso wie der Sorgenhaushalt – 
auch wenn die Sorgen um die eigene wirtschaftliche Situation bei einem 
Viertel der Befragten weiter hoch sind. „Auch in turbulenten Zeiten sollte 
man also nicht aus den Augen verlieren, dass die Gesellschaft über 
Ressourcen verfügt, die sie stabilisieren. Es gilt, diese Ressourcen zu 
stärken und destabilisierenden Entwicklungen etwas entgegenzusetzen, 
insbesondere der starken Belastung der unteren Einkommensgruppen, 
die trotz sinkender Inflation nachwirkt“, sagt Kohlrausch. „Dafür ist es 
auch notwendig, dass deutlich wird, dass die Krisen durch staatliches 
Handeln gestaltbar sind. Debatten um einen Rückzug des Staates, zum 
Beispiel in der Sozialpolitik, sind hier kontraproduktiv.“   
 
– Details und Zahlen zu den Befunden (siehe auch die Abbildungen 
im Anhang) – 
  
Mehr als die Hälfte der Befragten (57 Prozent) mit niedrigen 
Haushaltseinkommen berichtete im November 2023 von starken oder 
äußerst starken finanziellen Belastungen. Der Wert ist gegenüber der 
vorherigen Befragungswelle von Juli 2023 um 5 Prozentpunkte 
angestiegen. Auch in mittleren und höheren Einkommensgruppen hat die 
finanzielle Belastung bis zum Jahresende 2023 zugenommen – allerdings 
auf niedrigerem Niveau, insbesondere bei Befragten mit hohen 
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Einkommen (Anstieg von 11 auf 14 Prozent; Abbildung 1). Generell 
fühlen sich Erwerbspersonen mit niedrigeren Einkommen derzeit stärker 
von Krisen betroffen. 
 
Befragte, die der AfD zuneigen, konstatieren weitaus häufiger als 
Wähler*innen anderer Parteien, sie selbst und Deutschland insgesamt 
seien stark von den Krisen der letzten Jahre betroffen. AfD-Wähler*innen 
fühlen sich auch besonders häufig unsicher. Die Differenz bei den 
verschiedenen Fragestellungen liegt bei 25 bis 30 Prozentpunkten 
(Abbildung 2). 
  
Dass Befragte mit Tendenz zur Wahl der AfD bei wahrgenommener 
Krisenbetroffenheit und Verunsicherung weit vorne liegen, hängt auch 
damit zusammen, dass Personen mit niedrigeren Einkommen generell 
überdurchschnittlich oft AfD wählen. Allerdings erklärt das nur einen Teil 
der Differenz, wie die verfeinerte Auswertung in unterschiedlichen 
Einkommensgruppen deutlich macht: Auch bei vergleichbaren 
Einkommen sehen sich AfD-Wählende viel häufiger durch die Krisen 
betroffen und sind öfter verunsichert als Wählende anderer Parteien 
(Abbildung 3). „Die Unterschiede sind auch bei ähnlichem Einkommen 
nicht nur statistisch signifikant, sondern teilweise geradezu enorm. Die 
von der AfD verbreiteten Untergangsszenarien verfangen beim 
Personenkreis, der AfD wählen will, offenbar nicht nur besonders gut, sie 
zeigen auch ihre Wirkung und verstärken die Verunsicherung in ihrer 
Wählerschaft“, sagt Forscher Hövermann. Der gleiche Trend zeigt sich 
auch, wenn verglichen wird, ob Wählende über finanzielle Rücklagen 
verfügen oder nicht.    
 
Gleichzeitig zeichnet sich in Bezug auf das Vertrauen in wichtige 
staatliche und gesellschaftliche Institutionen im Gesamtsample eher eine 
Stabilisierung ab. Nachdem das Vertrauen gegenüber fast allen 
Institutionen unmittelbar nach dem völkerrechtswidrigen Angriff 
Russlands auf die Ukraine zurückgegangen war, hat es sich anderthalb 
Jahre später, im November 2023, stabilisiert. Lediglich das Vertrauen in 
die Bundesregierung befindet sich mit 11 Prozent aller Befragten, die ein 
großes, beziehungsweise sehr großes Vertrauen in die Bundesregierung 
haben, auf dem niedrigsten Stand, der im Rahmen der 
Erwerbspersonenbefragung bisher gemessen wurde. 60 Prozent 
äußerten im November 2023 wenig oder kein Vertrauen zur Regierung, 
der bislang höchste Wert (Abbildung 4).  
 
Anhänger*innen der AfD zeichnen sich generell durch ein stark 
unterdurchschnittliches Institutionenvertrauen aus. Das gilt auf 
unterschiedlichem Niveau, für Polizei, Justiz oder Bundeswehr ebenso 
wie für Gewerkschaften oder Arbeitgeberverbände. Extrem niedrig sind 
die Werte beim Vertrauen zu öffentlich-rechtlichen Medien und zur 
Bundesregierung – nur 4 bzw. 1 Prozent der AfD-Wähler*innen äußern 
hier großes oder sehr großes Vertrauen. Dagegen ist das Vertrauen in 
die präferierte Partei bei AfD-Wähler*innen überdurchschnittlich: 51 
Prozent äußern hier großes oder sehr großes Vertrauen in die AfD – 
Unter Wählenden anderer Parteien sind es im Durchschnitt 41 Prozent, 
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die ein solch großes Vertrauen in die Partei äußern, der sie ihre Stimme 
geben. „Hier zeigt sich die Abwendung und ausgeprägte Entfremdung 
vieler AfD-Anhänger*innen von zentralen demokratischen Institutionen, 
während die AfD von ihnen als einzige Institution mehrheitlich Vertrauen 
zugesprochen bekommt. Daran lässt sich zum einen die erhebliche 
Unzufriedenheit von AfD-Anhänger*innen ablesen. Zum anderen wird 
aber auch ersichtlich, wie erfolgreich die AfD bei ihren Wählenden darin 
ist, das Bild eines chaotischen und versagenden Systems zu zeichnen 
und sich selbst als einzigen Heilsbringer zu positionieren“, sagt WSI-
Experte Hövermann.  
 
Schaut man wieder auf alle Befragten, scheinen sich die 
Erwerbspersonen in Deutschland in mehreren wichtigen Kategorien 
jenseits der finanziellen Situation tendenziell eher weniger belastet zu 
fühlen als während der akuten Corona-Krise und im ersten Jahr des 
Ukraine-Kriegs. Das gilt für die familiäre Situation und für die 
Arbeitssituation. Die wahrgenommenen Belastungen im Hinblick auf die 
Gesamtsituation sind zuletzt zwar wieder leicht gestiegen, liegen aber 
ebenfalls deutlich unter dem Niveau der Jahre 2020 bis 2022 (Abbildung 
5).  
 
Weniger uneinheitlich ist die Entwicklung bei den Sorgen, die sich die 
Befragten machen. Sorgen um die Preisentwicklung liegen weiterhin auf 
hohem Niveau und die Besorgnis um die allgemeine wirtschaftliche 
Entwicklung steigt wieder. Gesellschaftsbezogene Sorgen, beispielsweise 
zum Zusammenhalt im Land oder zur sozialen Ungleichheit, nahmen bis 
Ende 2023 weiter zu, sodass zuletzt rund die Hälfte der Befragten hier 
große Sorgen äußert (Abbildung 6). Die Anstiege der letzten Jahre bei 
diesen Sorgen gehen auf weite Teile der Gesellschaft zurück und sind 
somit nicht auf einzelne gesellschaftliche Gruppen begrenzt – ebenfalls 
ein Anzeichen für eine zunehmend verunsicherte Gesellschaft.  

  
Die Einstellungen zu Menschen, die vor dem Krieg in der Ukraine nach 
Deutschland geflohen sind, sind zwischen Kriegsbeginn und November 
2023 deutlich kritischer geworden. So waren zuletzt unter allen befragten 
Erwerbspersonen 68 Prozent der Meinung, Deutschland könne nicht 
noch mehr Geflüchtete aufnehmen – 30 Prozentpunkte mehr als kurz 
nach dem russischen Überfall. Nachdem direkt nach Kriegsbeginn noch 
zwei von drei Befragten optimistisch waren, dass Deutschland die 
Integration der Geflüchteten gelänge, geben dies zuletzt nur noch 40 
Prozent an (Abbildung 7/1).  

 
Bei allen abgefragten Items sind Wähler*innen der AfD geflüchteten 
Ukrainer*innen gegenüber weitaus ablehnender eingestellt als 
Wähler*innen anderer Parteien (Abbildung 7/2). Unter ihnen fordern vier 
von fünf, dass sich Geflüchtete aus der Ukraine in Deutschland „erstmal 
hintenanstellen sollten“ und über 90 Prozent finden, dass Deutschland 
keine weiteren Geflüchteten mehr aufnehmen könne. „Die anhaltenden 
Debatten über eine härtere Gangart im Umgang mit Geflüchteten 
schlagen sich also zunehmend auch in Entsolidarisierungsprozessen 
nieder. Gleichzeitig scheint das Gefühl unter AfD-Wähler*innen, 
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gegenüber Geflüchteten zu kurz zu kommen und Etabliertenvorrechte, im 
Sinne von „wir zuerst“ einzufordern, enorm Verbreitung zu finden. 
Insgesamt zeigt das Einstellungsmuster der AfD-Wähler*innen hier, wie 
sehr die Themen Geflüchtete und Integration sie emotionalisieren und 
mobilisieren“, fasst Andreas Hövermann die Befunde zusammen. 
 
Hinweis an die Redaktionen: Die Daten zu den Abbildungen schicken wir 
Ihnen gerne im Excel-Format zu auf Anfrage an: presse@boeckler.de  
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Abbildung 1: Entwicklung des Anteils der Befragten mit starken/äußersten 
finanziellen Belastungen nach Nettohaushaltsäquivalenzeinkommen,  
in Prozent 
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Abbildung 2: Krisenbetroffenheit und -verunsicherung nach aktueller 
Wahlpräferenz,  
in Prozent 
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Abbildung 3: Vergleich Krisenverunsicherung, -betroffenheit und wirtschaftliche 
Sorgen nach Haushaltsnettoäquivalenzeinkommen,  
in Prozent 
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Abbildung 4: Anteil großes/sehr großes Vertrauen (links) und wenig/überhaupt 
kein Vertrauen (rechts) in verschiedene Institutionen,  
in Prozent  
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Abbildung 5: Anteil starke/äußerste Belastungen in dem jeweiligen Bereich,  
in Prozent  
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Abbildung 6: Entwicklung des Anteils mit großen Sorgen in dem jeweiligen 
Bereich,  
in Prozent  
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Abbildung 7: Zustimmung zu Aussagen über Ukraine-Geflüchtete (links im 
Zeitverlauf, rechts nach Wahlpräferenz – in Klammern Veränderung zu 
November 2022 – hier zu bedenken, dass sich Gruppenzusammensetzungen 
„AfD-Wählende“ & „Wählende anderer Parteien“ in Zwischenzeit geändert haben 
können),  
in Prozent  

 

 
 


